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 Präambel 

Bis zum 31.12.2014 unterlagen die Stadtwerke Lübbecke GmbH (nachfolgend „Stadt-
werke Lübbecke“, „SWL“ oder „Muttergesellschaft“ genannt) und ihre 100%ige Toch-
tergesellschaft, die Netzgesellschaft Lübbecke mbH (nachfolgend „Netzgesellschaft 
Lübbecke“ oder „NGL“ genannt), dem § 7a Abs. 5 Satz 1 des Energiewirtschaftsgeset-
zes (EnWG), wonach vertikal integrierte Energieversorgungsunternehmen, an deren 
Netz unmittelbar oder mittelbar mehr als 100.000 Kunden angeschlossen sind, ver-
pflichtet sind, für die mit Tätigkeiten des Netzbetriebs befassten Mitarbeiter1 ein Pro-
gramm mit verbindlichen Maßnahmen zur diskriminierungsfreien Ausübung des Netz-
geschäfts (Gleichbehandlungsprogramm) festzulegen, den Mitarbeitern und der Regu-
lierungsbehörde bekannt zu machen und dessen Einhaltung durch eine natürliche oder 
juristische Person zu überwachen. 

 

Seit dem 01.01.2015 sind die Stadtwerke Lübbecke in rein kommunaler Trägerschaft, 
sodass die Konzernklausel nicht mehr greift und es sich um ein „De-minimis“-Unter-
nehmen handelt. Da neben der informatorischen und buchhalterischen sowohl die or-
ganisatorische als auch die rechtliche Entflechtung bereits seit dem Jahr 2008 in den 
Unternehmen gelebt werden, wollen die Stadtwerke Lübbecke und die Netzgesell-
schaft Lübbecke daran festhalten und den eingeschlagenen Weg, insbesondere auch 
in der Außendarstellung gegenüber den Kunden, weiterverfolgen. 

 

Der Gleichbehandlungsbericht für das Jahr 2022 wird – wie schon die Gleichbehand-
lungsberichte seit dem Jahr 2015 - auf freiwilliger Basis ohne gesetzliche Verpflichtung 
erstellt und an die Landesregulierungsbehörde übermittelt. Der Bericht umfasst den 
Zeitraum 01.01.2022 - 31.12.2022 und befasst sich mit den Maßnahmen des Gleich-
behandlungsprogramms zur diskriminierungsfreien Ausübung des Netzgeschäfts in 
den Tätigkeitsbereichen Strom und Gas. 

 

Der Bericht wird vorgelegt von Birgit McColl, der Gleichbehandlungsbeauftragten und 
Datenschutzkoordinatorin der SWL und der NGL, Gasstraße 1, 32312 Lübbecke, Tel.: 
05741 3460-12, E-Mail: birgit.mccoll@stadtwerke-luebbecke.de und wird auf der Inter-
netseite der Stadtwerke Lübbecke https://www.stadtwerke-luebbecke.de/de/Fussnavi-
gation-Links/Downloadcenter/ sowie auf der Internetseite der Netzgesellschaft Lübbe-
cke – https://www.netzgesellschaft-luebbecke.de/downloads – veröffentlicht. 

  

                                                
1  Wurde in diesem Bericht bei einzelnen Bezeichnungen von Personen die männliche Form benutzt (z. B. „Mitarbeiter“), so  

   wird diese geschlechtsneutral verwendet und gilt ebenfalls für die weiblichen oder diversen Angehörigen der vorgenannten  

   Personengruppe. 
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1 Der Netzbetrieb 

 

1 .1  Au fb a u o r g a n is a t io n  d e s  Ne t z b e t r ie b s  im  B e r ic h t s z e it r a u m  

Die Netzgesellschaft Lübbecke hat als 100%ige Tochter der Stadtwerke Lübbecke die 
Netze der Stadtwerke Lübbecke gepachtet. Zu ihren satzungsgemäßen Aufgaben ge-
hören die Planung, Errichtung, der Betrieb, die Wartung, die Unterhaltung und der Aus-
bau der Verteilungsanlagen für Elektrizität, Gas, Wasser, Wärme und Telekommunika-
tion einschließlich der Wahrnehmung dazugehöriger Aufgaben und Dienstleistungen. 

Die Aufbauorganisation des Netzbetriebs besteht seit 2020 aus den vier Bereichen: 
Netzbetrieb Strom/HD-Gas; Netzbetrieb MD-/ND-Gas/Wasser; Netzplanung/-ser-
vice/grundzuständiger Messstellenbetrieb (gMSB) und Netzvertrieb. (Das Organi-
gramm liegt der Regulierungsbehörde vor.) 

Der Netzbetrieb ist neben dem Betrieb des Strom-, Gas-, Wasser- und Wärmenetzes 
zuständig für die Strom- und Gasanlagen und die Arbeitsvorbereitung. Im Bereich Netz-
planung werden Neu- und Ausbau sowie Investitionen und Instandhaltung der Netze 
geplant, festgelegt und freigegeben. Das Aufstellen des Wirtschaftsplanes und der Mit-
telfristplanung sowie das Umsetzen der genehmigten Wirtschaftsplanung in die detail-
lierte Maßnahmenplanung erfolgt durch den Netzbetreiber (NGL). Energiedienstleis-
tungen werden im Bereich der Wärmeanlagen, der Erdgastankstelle und im Netzser-
vice übernommen. Beim Netzvertrieb sind das Regulierungs-, das Energiedatenma-
nagement, das Vertragswesen sowie die Energiedienstleistung „Energiedatenportal für 
Einspeiser“ angesiedelt. Dienstleistend übernimmt die Netzgesellschaft Lübbecke Auf-
gaben im Bereich der Wassergewinnung für die Stadtwerke Lübbecke. 

Kaufmännische Dienste (Shared Services), EDV-Dienstleistungen sowie Netzdienst-
leistungen wie Technische Dokumentation und Zählermanagement werden von der 
Muttergesellschaft dienstleistend unter Beachtung der Unbundlingvorgaben wahrge-
nommen.

Die Netzgesellschaft Lübbecke ist entscheidungs- und handlungsfähig im Rahmen des 
internen und externen Regulierungsprozesses. Es ist sichergestellt, dass Personen mit 
Leitungsaufgaben für den Netzbetreiber oder mit Letztentscheidungsbefugnis für we-
sentliche Netzbetreiberaufgaben dem Netzbetreiber angehören. 
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1 .2  P e r s o n e lle  Ve r ä n d e r u n g e n   

Zum 01.01.2022 hat der neue Geschäftsführer der NGL seine Tätigkeit aufgenommen. 
Dabei ist der Geschäftsführer mit den Leitungsaufgaben gem. § 7a Abs. (2) 1. EnWG, 
die für die Gewährleistung eines diskriminierungsfreien Netzbetriebs wesentlich sind, 
im Bereich der Elektrizitäts- und Gasversorgung ausschließlich für den Netzbetreiber 
tätig. Er ist damit weder direkt noch indirekt zuständig für Tätigkeiten auf dem Gebiet 
des Elektrizitäts- oder Gasvertriebes oder der Erzeugung /Gewinnung und hat insoweit 
keine Befugnisse innerhalb dieser Bereiche des Unternehmens. 

Am 01.02.2022 wurde ein Auszubildender Anlagenmechaniker übernommen und zum 
01.08.2022 erfolgte die Neueinstellung einer Mitarbeiterin im Netzvertrieb für die Be-
reiche Zählerstandserhebung, Ableseorganisation und Abrechnung der EEG-Anlagen. 
Mit Ende des Berichtsjahres waren somit 19 Mitarbeiter (inkl. 1 Geschäftsführer und 
1 neu eingestellter Auszubildender) mit entsprechenden Arbeitsverträgen bei der NGL 
angestellt. Des Weiteren sind 6 Mitarbeiter über die Personalgestellung der Mutterge-
sellschaft für die Netzgesellschaft Lübbecke tätig.  

 

1 .3  TS M-Ze r t ifiz ie r u n g   

Um die Sicherheit und Qualität der Dienstleistungen der Netzgesellschaft Lübbecke 
weiter zu erhöhen, hat sich die NGL dem strengen Zertifizierungsverfahren nach 
DVGW/VDE-Standard unterzogen. Durch das integrierte Technische Sicherheitsma-
nagement (TSM) ist die Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Auf- und Ablauforga-
nisation und die erforderliche Qualifikation des Personals gewährleistet. Die TSM-
Zertifizierung hat für die staatliche Energieaufsicht einen hohen Stellenwert und ge-
nießt eine große Akzeptanz. Sie wird als ein wesentlicher Baustein der Selbstregulie-
rung und Selbstüberwachung anerkannt und hat eine Gültigkeit von 5 Jahren. In einem 
Zertifizierungsaudit konnte im Jahr 2015 bestätigt werden, dass die Prozesse der Netz-
gesellschaft Lübbecke die Forderungen des DVGW/VDE-Regelwerkes erfüllen. 
Corona bedingt wurde die für 2020 geplante erneute Zertifizierung um ein Jahr ver-
schoben und auf digitalem Weg in 2021 durchgeführt und uneingeschränkt erteilt. 
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2 Maßnahmen zur Siche rs te llung e ines  d is kriminie rungs freien  
Netzbetriebes  

 

Das Gleichbehandlungsprogramm stellt Maßnahmen zur diskriminierungsfreien Aus-
übung des Netzgeschäftes dar. Im vorliegenden Gleichbehandlungsbericht werden die 
Unbundling-Maßnahmen, die im Berichtszeitraum getroffen wurden, und Projekte, die 
von der Gleichbehandlungsbeauftragten begleitet wurden, aufgeführt. 

 

2 .1  Ve r t r a u lic h k e it  im  Um g a n g  m it  In fo r m a t io n e n  

2.1.1 Kommunikationsverhalten/Markenpolitik 

Mit Einführung des § 7a Abs. 6 EnWG im August 2011 wurden Verteilernetzbetreiber 
verpflichtet „… in ihrem Kommunikationsverhalten und ihrer Markenpolitik zu gewähr-
leisten, dass eine Verwechslung zwischen Verteilernetzbetreiber und den Vertriebsak-
tivitäten des vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmens ausgeschlossen 
ist.“ 

In den Vorjahresberichten wurde bereits vollumfänglich auf diesen Punkt eingegangen. 
Die Vorgaben des Energiewirtschaftsgesetzes in Bezug auf die getrennte Markenpolitik 
werden erfüllt, sodass eine Verwechselungsgefahr des Netzbetreibers zu den Wettbe-
werbsbereichen in allen Bereichen ausgeschlossen ist. 

 

2.1.2.  IT-Berechtigungskonzept 

Um die Unbundling-Konformität der IT-Umgebung zu gewährleisten, ist ein aktuelles 
Berechtigungskonzept notwendig. Der Systemadministrator wird entsprechend bei 
Personalveränderungen durch das Personalwesen in Kenntnis gesetzt. Im Berichts-
zeitraum wurden die Berechtigungen von Mitarbeitern bei einem internen Wechsel so-
wie beim Eintreten oder Ausscheiden zeitnah vergeben, angepasst bzw. gelöscht. Glei-
ches galt für den Einsatz von Zeitarbeitspersonal oder Praktikanten. Auch hier wurden 
die Berechtigungen entsprechend aktualisiert. 

Neben der Dokumentation aus dem Activ Directory des Windowsnetzwerkes wird ein 
Softwaretool für die Kontrolle der Berechtigungsstrukturen verwendet. 

 

2.1.3 Umsetzung IT-Sicherheitskatalog 

Kernforderung des von der Bundesnetzagentur (BNetzA) unter Beteiligung des Bun-
desamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) erstellten „IT-
Sicherheitskatalogs“ gem. § 11 Abs. 1a EnWG ist die Etablierung eines Informations-
sicherheits-Management-Systems (ISMS) gemäß ISO 27001. Das ISMS soll den Infor-
mationsanforderungen Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Integrität gerecht werden. Ein 
Mitarbeiter eines dienstleistenden, zertifizierten Unternehmens wurde der BNetzA als 
Ansprechpartner für IT-Sicherheit benannt. Für den Strom- und den Gasbereich wurde 
ein Antrag auf „Nichtanwendbarkeit“ bei der BNetzA gestellt, der im Jahr 2017 bestätigt 
wurde.  
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Durch Änderungen im IT-Sicherheitsgesetz sind Veränderungen im Bereich der Strom-
Zertifizierung notwendig. Auch wenn eine Betriebsführung durch Dritte erfolgt, ist 
grundsätzlich, gem. Mittteilung der BNetzA vom 29.03.2022, zukünftig eine eigene Zer-
tifizierung nach ISO 27001 des Netzbetreibers notwendig. Die Nichtanwendungsklau-
sel kann in der Form nicht angewandt werden. Die Umsetzung soll bis zum 31.03.2024 
erfolgen. Es wurden zunächst Projektgruppen gebildet. 

 

Ende Januar 2020 erfolgte die Installation eines Informationssicherheitsbeauftragten 
(ISB) ab dem 01.09.2020. Zu den Aufgaben des ISB zählen u. a. die Beratung und 
Unterstützung der Leitungsebene und der Abteilungen bei der Erstellung und späteren 
Weiterentwicklung des Sicherheitskonzepts, des Notfallvorsorgekonzepts sowie ande-
rer Teilkonzepte und Systemsicherheitsrichtlinien. Ferner zählt zu den Aufgaben die 
Realisierung von IT-Sicherheitsmaßnahmen zu initiieren und zu überprüfen sowie die 
Unterstützung beim Aufbau und Betrieb und der Weiterentwicklung der Informationssi-
cherheitsorganisation. Des Weiteren soll der ISB bei allen größeren Projekten, die Aus-
wirkungen auf die Informationsverarbeitung und -sicherheit haben, sowie bei der Ein-
führung neuer Anwendungen und IT-Systeme beteiligt werden, um die Beachtung von 
Sicherheitsaspekten in den verschiedenen Projektphasen zu gewährleisten. Im Jahr 
2022 wurde ein „Fahrplan“ für das kommende Jahr erstellt.  

 

2.1.4 Kalkulation Netzentgelte  

Mit dem Prozess der Netznutzungsentgeltkalkulation ist ein externer Dienstleister be-
auftragt. Die Kalkulation erfolgt unter Zugrundelegung der Erlösobergrenzen der 3. Re-
gulierungsperiode Strom und Gas gem. Anreizregulierungsverordnung (AnRegV). 

 

Im Berichtszeitraum wurden die Netzentgelte unter Berücksichtigung der Bestimmun-
gen des EnWG, der Netzentgeltverordnungen Strom (StromNEV) bzw. Gas (GasNEV) 
sowie der Anreizregulierungsverordnung (ARegV) ermittelt. Gemäß § 20 Abs. 1 Satz 2 
EnWG wurden für das Kalenderjahr 2022 die vorläufigen Netzentgelte sowohl für das 
Stromverteilnetz als auch für das Gasverteilnetz am 12.10.2022 im Internet veröffent-
licht. In Verbindung mit § 17 ARegV wurden die endgültigen Netzentgelte ermittelt und 
am 23.12.2022 für jeden einsehbar im Internet eingestellt. Die vorläufigen Netzentgelte 
wurden dabei unverändert als endgültige Netzentgelte fortgeschrieben. 

 

Das nach § 120 EnWG in Verbindung mit dem Netzentgeltmodernisierungsgesetz (NE-
MoG) kalkulierte „Referenzpreisblatt zur Ermittlung vermiedener Netzentgelte“ für de-
zentrale Einspeiser ist auf der Homepage der NGL veröffentlicht. 

 

Durch den Netzbetreiber bzw. den Dienstleister wurde sichergestellt, dass die Entgelt-
bildung unbundlingkonform durchgeführt wird sowie die Veröffentlichung der Preisblät-
ter Netznutzungsentgelte (NNE) diskriminierungsfrei auf der Homepage erfolgt. 
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Ab dem 01.10.2022 muss das Preisblatt 1 beschlusskonform über die Marktkommuni-
kation versendet werden. Die „elektronischen Preisblätter“ waren im Rahmen der Wei-
terentwicklung der Netzzugangsbedingungen Strom (Beschluss BK6-20-160 = 
„Mako2022“) umzusetzen. Anfängliche Fehlermeldungen konnten durch Sys-
temupdates behoben werden.  

 

2.1.5 Verpflichtung Dienstleister 

Externe Dienstleister, die für die Netzgesellschaft Lübbecke tätig sind, werden durch 
eine Erklärung auf die Wahrung der Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler und/oder 
wirtschaftlich vorteilhafter Informationen gemäß § 6a Abs. 1 und 2 EnWG verpflichtet. 
In wiederkehrenden Jahresverträgen werden die im Netz tätigen Dienstleister explizit 
auf die Einhaltung der Bestimmungen des Energiewirtschaftsgesetzes verpflichtet. Bei 
Einzelaufträgen wird die Gleichbehandlungsbeauftragte informiert und von ihr die Ver-
pflichtungserklärung für den Dienstleister erstellt bzw. weitergeleitet. 

 

2.1.6 Regelwerk 

Für die Organisationssicherheit sowie die Festlegung von Prozessabläufen haben Re-
gelwerke einen hohen Stellenwert. Neben dem zentral eingestellten „Organisations-
handbuch“, auf das alle Mitarbeiter Zugriff haben, ist für die Mitarbeiter der Netzgesell-
schaft Lübbecke ein lesender Zugriff auf das „Technische Betriebshandbuch“ geschaf-
fen worden, in dem neben technischen Richtlinien, Arbeitssicherheitsregeln auch Netz-
standards verzeichnet sind. Die Kommunikation neuer Organisationsanweisungen und 
Informationen erfolgt zeitnah. 

 

Eine Wissensdatenbank wird als Plattform für Prozessbeschreibungen und Arbeitsan-
weisungen genutzt und laufend ergänzt.  

 

2.1.7 Datenschutz 

 Aufgrund der großen Schnittmenge zwischen Unbundling- und Datenschutzthemen 
stellen Datenschutzmaßnahmen im Netzbereich häufig auch die Unbundlingkonformi-
tät sicher, wobei die regulatorischen Unbundlinganforderungen gleichzeitig die zuläs-
sige Verarbeitung personenbezogener Netzdaten beeinflusst.  

 Schwerpunkt der Tätigkeit der externen Datenschutzbeauftragten, die mit der internen 
Datenschutzkoordinatorin zusammenarbeitet, waren weiterhin die Maßnahmen zur 
Ausgestaltung von Details in der Umsetzung der EU Datenschutzgrundverordnung (EU 
DS-GVO).  

Eine umfangreiche Dokumentation der datenschutzrelevanten Verarbeitungstätigkei-
ten, die fortlaufende Anpassung der Informationspflichten von Kunden und Mitarbeitern 
und die Erstellung von Löschkonzepten sind nur einige Schwerpunkte der bereits er-
folgten Umsetzung.  
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Um den Herausforderungen an die Digitalisierung der Energiewende und den vorge-
sehenen Möglichkeiten, die mit dem Rollout der iMSys verbunden sind, gerecht zu wer-
den, wurden und werden verschiedene Maßnahmen getroffen, um den datenschutz-
rechtlichen Anforderungen im operativen Bereich zu genügen. 

2.1.8 Rentabilitätskontrolle 

Die Stadtwerke Lübbecke ist die 100%ige Gesellschafterin der Netzgesellschaft Lüb-
becke. Als Netzeigentümerin nimmt sie ihre Aufgaben gemäß § 7a Abs. 4 EnWG zur 
wirtschaftlichen Leitung und Rentabilitätskontrolle gegenüber dem Netzbetreiber wahr.  

Da in den Gesellschafterversammlungen der Stadtwerke Lübbecke und Netzgesell-
schaft Lübbecke Personengleichheit besteht, werden die Sitzungsvorlagen mit einem 
entsprechenden Vermerk, dass die Information im Rahmen der Rentabilitätskontrolle 
erfolgt und nur zur Wahrnehmung der Rechte entsprechend § 7a Abs. 4 EnWG genutzt 
werden darf, versehen.  

Der Geschäftsführer der Netzgesellschaft Lübbecke ist verpflichtet, die gesetzlichen 
Vorgaben zur unabhängigen Führung der Gesellschaft einzuhalten. Dem entgegenste-
hende Weisungen sind per Gesellschaftsvertrag ausgeschlossen. 

 

2.1.9 Gesellschafterversammlungen 

Sitzungsunterlagen für die Gesellschafter sind mit dem Hinweis gekennzeichnet, dass 
die Mitglieder der Gesellschafterversammlung verpflichtet sind, den § 6a EnWG und 
die daraus abgeleiteten Pflichten zur vertraulichen Behandlung wirtschaftlich sensibler 
bzw. vorteilhafter Informationen einzuhalten. 

 

 

2.2 Dis k r im in ie r u n g s fr e ie  Au s ü b u n g  d e s  Ne t z g e s c h ä ft s  

2.2.1. Einspeise- und Netzsicherheitsmanagement Strom 

Netzsicherheitsmanagement 
Zur Erhaltung der Systemstabilität ist der Verteilernetzbetreiber (VNB) verpflichtet, die 
Maßnahmen des Übertragungsnetzbetreibers (ÜNB) bzw. des vorgelagerten Netzbe-
treibers zu unterstützen. Somit ist der ÜNB berechtigt, den VNB in bestimmten kriti-
schen Situationen anzuweisen, eine bestimmte Last in seinem Netz abzuschalten 
(§§ 13 und 14 EnWG). Die Netzgesellschaft Lübbecke hat zusammen mit einem 
Dienstleister, der für die Netzführung Strom zuständig ist, einen Handlungsleitfaden 
erarbeitet, dieser wird jährlich aktualisiert und für alle Beteiligten einsehbar im Betriebs-
handbuch eingestellt. Im Bedarfsfall werden danach vom Dienstleister Abschaltungen 
diskriminierungsfrei nach Leistung vorgenommen.  
 
Im Berichtsjahr fand keine Abschaltung von Last im Auftrag des Übertragungsnetzbe-
treibers/vorgelagerten Netzbetreibers statt. 
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Redispatch 2.0 
Bislang waren die Übertragungsnetzbetreiber für die Engpassregelung des Stromnet-
zes zuständig. Ab 1. Oktober 2021 wurde die Verantwortung für das Engpass- und 
Einspeisemanagement auf die Verteilnetzbetreiber ausgedehnt („Redispatch 2.0“). 
Seitdem sind alle fernsteuerbaren Anlagen im Netzgebiet der NGL mit einer Leistung 
von über 100 kW davon betroffen. 

 

Die eingeführten Kommunikationsprozesse wurden im Jahr 2022 in die Praxis umge-
setzt. Hierzu waren weitere Abstimmungen zwischen NGL, SWO Netz und dem 
RD 2.0-Dienstleister notwendig. Vor allem die Schnittstelle zwischen der genutzten 
Software und dem RD 2.0-Dienstleister stellt eine Herausforderung dar und ist noch in 
Abstimmung. Parallel hierzu wurden die betroffenen Lübbecker Anlagen in ein Stamm-
datenformat überführt und gepflegt, welches von dem Dienstleister maschinell verar-
beitet werden kann. Die besagten Stammdaten benötigen dabei wiederkehrende 
Pflege. Ende 2022 lagen für alle übermittelten Lübbecker Stammdaten positive Rück-
meldungen vor. 

 
2.2.2. Krisenvorsorge Gas 

Am 30. März 2022 wurde die Frühwarnstufe (erste Stufe) des Notfallplans Gas durch 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) ausgerufen. Dadurch 
wurde auf eine Möglichkeit zur Verschlechterung der Erdgasversorgungssituation hin-
gewiesen und ein interdisziplinäres Krisenteam durch das BMWK einberufen. Am 
23. Juni 2022 wurde daraufhin die Alarmstufe (zweite Stufe) des Notfallplans Gas aus-
gerufen. Wie bereits in der ersten Stufe werden weiterhin marktbasierte Maßnahmen 
in der Alarmstufe eingesetzt, um die Erdgasversorgung insbesondere für geschützte 
Kunden sicherzustellen.  

 

Reichen im Fall eines Engpasses, die durch die Fernleitungsnetzbetreiber einzuleiten-
den Schritte nicht aus, sind die Verteilnetzbetreiber im Rahmen ihrer Systemverant-
wortung berechtigt und verpflichtet, sämtliche Ein- und Ausspeisungen in ihrem Erd-
gasnetz den Erfordernissen anzupassen. 

 

Bei der Bekämpfung von Engpasssituationen in der öffentlichen Erdgasversorgung 
sind neben den §§ 16 und 16a EnWG auch die Regelungen des § 53a EnWG zu be-
achten, die der Sicherstellung der Erdgasversorgung von geschützten Kunden, insbe-
sondere Haushaltskunden, dienen. 

 

Nach Ausrufung der Frühwarnstufe wurde der von der NGL bereits erstellte Leitfaden 
„Krisenvorsorge Gas“ aktualisiert. Die RLM-Kunden, die nicht geschützt sind, wurden 
angeschrieben und gebeten, ihre Kontaktdaten zu aktualisieren. Die NGL kann von 
bestimmten Netzkunden – den nicht geschützten Letztverbrauchern - kurzfristig die ge-
zielte Absenkung des Gasbezugs verlangen oder diese vorübergehend abschalten. 
Die Auswahl des Kreises nicht geschützter Kunden erfolgte nach den sachlichen Kri-
terien des § 53a EnWG und den Hinweisen der BNetzA. Dabei spielte die Lieferanten-
zuordnung keine Rolle. 
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Im Falle einer notwendigen Reduzierung erhält die NGL vom vorgelagerten Netzbetrei-
ber ein Formular, auf dem das aktuellen Abschaltpotenzial gemeldet wird. 

Sofern nicht das komplette Abschaltpotenzial gefordert wird, erfolgt die Abschaltmenge 
nach Abschaltpotenzial und technischen Möglichkeiten diskriminierungsfrei und unab-
hängig von ihrer Liefersituation. Die Kunden sowie ihre Lieferanten werden per E-Mail 
informiert. Anschließend werden die Maßnahmen unverzüglich eingeleitet. 

 

Im Berichtsjahr war eine Lastabschaltung nicht erforderlich.  

 

2.2.3. Anschluss von Erzeugungsanlagen 

Im Berichtsjahr wurden insgesamt 137 EEG-Neuanlagen mit insgesamt 3.867 kWp ans 
Netz angeschlossen. Es konnte allen Anschlusswünschen diskriminierungsfrei ent-
sprochen werden. 

 

Betreibern von KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung bis einschließlich 100 Ki-
lowatt sind nach § 8 Abs. 1 KWK-Gesetz selbst zur Anbringung der Messeinrichtungen 
berechtigt. Die Anschlussbedingungen sind für alle Erzeuger gleich. Die Netzgesell-
schaft Lübbecke schreibt dem Betreiber nicht vor, wo die Messeinrichtung zu installie-
ren ist.  

 

2.2.4. Marktstammdatenregister (MaStR) 

Am 01. Juli 2017 ist die Marktstammdatenregisterverordnung (MaStRV) in Kraft getre-
ten. Mit dem Register wurde ein zentrales elektronisches Verzeichnis energiewirt-
schaftlicher Anlagendaten geschaffen; es erfasst seit dem 31.01.2019 alle wesentli-
chen Marktakteure sowie deren Stammdaten. Mitte Februar 2021 wurden Anlagenbe-
treiber im Netzgebiet der NGL, die ihre Anlagen noch nicht registriert hatten, erneut 
angeschrieben und Sanktionen angekündigt. Ende 2022 waren 989 Anlagen in Betrieb; 
bei einer Anlage steht die Anmeldung im MaStR noch aus. Die besagte Anlage ist 
sanktioniert und erhält keine Einspeisevergütung.  

Es zeichnen sich fehlende Anmeldungen für Balkonkraftwerke ab, die ebenfalls der 
Anmeldepflicht der MaStRV unterliegen. 

 

2.2.5. Marktprozesse 

Die Abwicklung von Prozessen zur Marktkommunikation erfolgt mit den Partnern dis-
kriminierungsfrei und prozessidentisch auf Basis der entsprechenden Beschlüsse. Die 
Fristen zur vorgeschriebenen Formatumstellung im Rahmen der Marktkommunikation 
wurden eingehalten. 

Die BNetzA hat die Festlegung zur Weiterentwicklung der Netzzugangsbedingungen 
Strom (BK6-20-160 MaKo 2022) am 21. Dezember 2020 veröffentlicht. Entsprechend 
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der BNetzA-Mitteilung „Nr. 27 zu den Datenformaten zur Abwicklung der Marktkommu-
nikation“ vom 02.02.2022 wird die Umsetzung der Datenformate einschließlich der 
Marktkommunikation 2022 vom 01.04.2022 auf den 01.10.2022 verschoben. 

Auf Grund der Verschiebung der Umsetzung der Datenformate hat die BNetzA eine 
„Erforderliche Übergangsregelung zur Festlegung zur Weiterentwicklung der Netzzu-
gangsbedingungen Strom zwischen dem 01.04.2022 und 30.09.2022“ veröffentlicht 
(BNetzA „Mitteilung Nr. 2 zur Umsetzung des Beschlusses BK6-20-160“). 

 

Mit der Formatumstellung zum 01.10.2022 wurden systemseitig auch die Marktkom-
munikations-Prozesse freigeschaltet, die im Rahmen der Weiterentwicklung der Netz-
zugangsbedingungen Strom (Beschluss BK6-20-160 = „Mako2022“) zu diesem Datum 
umzusetzen waren. Auftretende Fehlermeldungen mussten behoben werden und führ-
ten zu Verzögerungen bei der Bearbeitungszeit von Aufgaben. 

 

2.2.6. Messstellenbetrieb („Digitalisierung der Energiewende“) 

Die Netzgesellschaft Lübbecke mbH ist grundzuständiger Messstellenbetreiber. Die 
NGL nimmt nicht die (unzulässige) Funktion eines wettbewerblichen Messstellenbetrei-
bers als „Dritter“ im eigenen Netzgebiet wahr. Die NGL stellt als Messstellenbetreiber 
gem. § 3 Abs. 4 S. 2 MsbG die Unabhängigkeit des grundzuständigen Messstellenbe-
triebs für moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme von anderen Tä-
tigkeitsbereichen der Energieversorgung über die buchhalterische Entflechtung in ent-
sprechender Anwendung des § 6b EnWG sicher. Personen, die als Letztentscheider 
den grundzuständigen Messstellenbetrieb verantworten, sind bei der NGL angestellt. 

 

Der Messstellenvertrag regelt den Messstellenbetrieb für moderne Messeinrichtungen 
(mME) und intelligente Messsysteme (iMSys) im Bereich Elektrizität. Die NGL hat einen 
Dienstleister beauftragt, den Messstellenvertrag Strom mit dem Lieferanten abzu-
schließen. Der Vertrag, der an das aktuelle Muster des BDEW/VKU angelehnt ist, wird 
diskriminierungsfrei allen Lieferanten angeboten und steht auf der Internetseite der 
NGL zum Online-Abschluss durch Auswahl der entsprechenden Marktrolle zur Verfü-
gung. Ferner hat die NGL auf ihrer Internetseite ihre Allgemeinen Bedingungen zum 
Messstellenvertrag Strom für Letztverbraucher, deren Lieferant keine integrierte Ab-
rechnung anbietet, sowie für Anlagenbetreiber nach EEG oder KWKG veröffentlicht. 

 

In Umsetzung der BNetzA-Festlegung zur „Anpassung der Standardverträge im Mess-
wesen an die Erfordernisse des Gesetzes zur Digitalisierung der Energiewende“ (BK6-
17-042/BK7-17-026) hat die NGL den festgelegten Messstellenbetreiberrahmenvertrag 
auf ihrer Internetseite veröffentlicht. Der interessierte Messstellenbetreiber im Netzge-
biet der NGL setzt sich zwecks Vertragsausgestaltung direkt mit dem zuständigen 
Dienstleister, der Link ist auf der Homepage hinterlegt, der NGL in Verbindung oder 
nutzt die Online-Vertragsabschluss-Möglichkeit.  

 

Der Start für den Einbau der iMSys war in 2020; das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) hat mittels einer Allgemeinverfügung mit Gültigkeit 
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24.02.2020 die Markterklärungen abgegeben, sodass mit dem Einbau bei ausgewie-
senen Tarifanwendungsfällen begonnen werden konnte. Die Einbauverpflichtung von 
10 % für mME zum 01.07.2020 wurde von der NGL erfüllt. Die Kunden wurden per 
Anschreiben gemäß Vorgaben des Messstellenbetriebsgesetzes über den anstehen-
den Zählerwechsel informiert. 

 

Am 20.05.2022 hat das BSI die oben genannte Feststellung der technischen Möglich-
keit aufgehoben und zeitgleich die BSI-Feststellung entsprechend § 19 Abs. 6 MsbG 
veröffentlicht. Mit der Anpassung des Messstellenbetriebsgesetzes war der Rechtsrah-
men zuvor so ausgestaltet worden, dass intelligente Messsysteme, die aufgrund einer 
Feststellung des BSI nach § 30 Satz 1 MsbG eingebaut worden sind oder eingebaut 
werden, im Rahmen der Regelungen des § 19 Abs. 6 MsbG weitergenutzt oder neu 
eingebaut werden dürfen. 

 

ln der Neufassung des Messstellenbetriebsgesetzes (§ 30) orientieren sich die Rollout-
fristen nach einem festen Fahrplan vorranging am vorgezogenen Zieljahr 2030. 

 

Für die vielfältigen Aufgaben, die im Zusammenhang mit der Übernahme des gMSB 
stehen, insbesondere den Anforderungen an Datensicherheit und Datenschutz, wird 
mit einem Dienstleister zusammengearbeitet, der über einen Zertifikatsnachweis gem. 
§ 25 MsbG verfügt und sich im Bereich Zähler- und Messwesen spezialisiert hat. Eine 
Verpflichtung des Dienstleisters zur Vertraulichkeit gem. § 6a EnWG liegt vor. Die im 
Netzbetrieb geltende verwechslungssichere Abgrenzung zum Vertrieb gilt auch im 
grundzuständigen Messstellenbetrieb. Beim Zählertausch werden keine Werbe- oder 
Preisblätter des verbundenen Vertriebs übergeben; dies soll auch in Zukunft nicht ge-
schehen. 

 

Die buchhalterische Trennung des grundzuständigen Messstellenbetriebs von den 
sonstigen regulierten Netzbetreiberaktivitäten wird im Jahresabschluss dargestellt. 

 

2.2.7. Veröffentlichungspflichten der Netzgesellschaft 

Die Veröffentlichungspflichten, die sich aus dem EnWG und den darauf basierenden 
Verordnungen ergeben, werden von der Netzgesellschaft Lübbecke erfüllt. Der diskri-
minierungsfreie Zugang zu Netzinformationen wird damit für alle Marktteilnehmer si-
chergestellt.  

 

2.2.8. Stromspeicher, Ladesäulen, PV-Anlagen 

Der Netzbetreiber NGL betätigt sich nicht als Energieerzeuger. Stromspeicher, Lade-
säulen und PV-Anlagen stehen nicht im Eigentum der NGL und werden auch nicht von 
ihm betrieben. 
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2.3. B e g le it u n g  v o n  P r o je k t e n /P r o z e s s p r ü fu n g e n  

2.3.1 Dienstleister Sperraufträge  

Im Berichtsjahr wurde ein Dienstleister für die Übernahme von Sperrungen in den Netz-
gebieten ausgewählt. Die Gleichbehandlungsbeauftragte hat das Projekt begleitet. Der 
Dienstleister wurde auf die Einhaltung der Bestimmungen des EnWG sowie auf die 
Sorgfalts- und Geheimhaltungspflicht verpflichtet. Ein entsprechender Ausweis wurde 
dem Dienstleister ausgehändigt. 

 

2.3.2. Marktraumumstellung Gas 

In Deutschland wird die sichere, verlässliche und wirtschaftliche Versorgung mit Erdgas 
durch zwei Gasarten gewährleistet, die sich vor allem durch ihren Methangehalt und 
den Brennwert unterscheiden: Erdgas L (low calorific gas – niedriger Brennwert) und 
Erdgas H (high calorific gas – hoher Brennwert). Wegen ihrer unterschiedlichen Erd-
gasbeschaffenheit fließen aus technischen und eichrechtlichen Gründen die beiden 
Gase durch getrennte Leitungssysteme. Weil die Förderung in den deutschen und nie-
derländischen L-Gasfeldern kontinuierlich zurückgeht, wird das Erdgasnetz bis 2029 
nach und nach auf das Erdgas H umgestellt.  

Schaltzeitpunkt für die Marktraumumstellung für das Netzgebiet der NGL lt. Netzent-
wicklungsplan der FNB ist der 12.08.2025. Bis dahin ist die Anpassung von rd. 14.500 
Gasverbrauchsgeräten und 28 RLM-Kunden vorzunehmen. 

 

Im Jahr 2022 fanden umfangreiche Vorarbeiten statt. Zusammen mit Beratern gab es 
die ersten Arbeitstreffen zum Aufbau der Stammdatenbank, welche die Schnittstelle 
zwischen dem GIS und Abrechnungssystem der NGL zum EGU-Dienstleister ist. Wei-
terhin wurden die Prozesse mit dem Dienstleister anhand eines Prozesshandbuches 
abgestimmt und diverse Arbeiten zur Bildung der Marke „Erdgasumstellung NGL“ 
durchgeführt.  

 

Neben weiteren Vorbereitungen wie Ablaufplanung, Einrichtung eines Beratungsbüros, 
Erstellung von Informationsmaterial, Ausweise für Monteure wurde im Jahr 2022 ein 
Aktionslogo zusammen mit Beratern entwickelt und abgestimmt. Die Gleichbehand-
lungsbeauftragte hat den Abstimmungsprozess begleitet. Eine Verwechselung mit dem 
Vertriebslogo der Stadtwerke Lübbecke GmbH ist nicht gegeben. Des Weiteren wurde 
die Erstellung einer Microsite zur Erdgasumstellung vorbereitet und verschiedene An-
schreiben, welche die Kunden in 2023 erhalten sollen, abgestimmt. 

 

Den Akteuren ist bewusst, dass es sich bei den bei der Marktraumumstellung erwor-
benen Daten um originäre Netzdaten handelt, die nicht für vertriebliche Zwecke ver-
wendet werden dürfen. 
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2.3.3. Einführung von WhatsApp (MessengerPeople) 

Zur Erleichterung der Abfrage von Zählerständen sollte im Berichtsjahr ein digitaler 
Dienst eingeführt werden, der die Möglichkeit schafft, mit einem Zählerfoto die Daten 
direkt über ein Kundenportal in die Software zu übernehmen. Zunächst war angedacht, 
nur eine Lizenz vornehmlich für das Netz anzuschaffen. Die Gleichbehandlungsbeauf-
tragte wirkte darauf hin, dass sowohl ein Account für das Netz als auch letztendlich für 
den Vertrieb angeschafft wurde. Die Marktrollen Netz und Vertrieb werden somit un-
bundlingkonform und für den Kunden transparent dargestellt. Die Einführung erfolgte 
zum 01.10.2022. 

 

 

3. Gle ichbehandlungs management 

3 .1  G le ic h b e h a n d lu n g s p r o g r a m m  

Das Gleichbehandlungsprogramm (GBP) wurde im Berichtsjahr inhaltlich nicht verän-
dert; lediglich das Organigramm der NGL wurde aufgrund der Einstellung des neuen 
Geschäftsführers zum 01.01.2022 angepasst.  

Da das GBP gleichermaßen sowohl für die Stadtwerke Lübbecke als auch für die Netz-
gesellschaft Lübbecke Gültigkeit hat, ist die aktuelle Version im Intranet der Unterneh-
men eingestellt. Mit seinen Inhalten stellt es eine arbeitsvertragliche Zusatzvereinba-
rung dar. Im GBP wird auf den Speicherort hingewiesen. 

 

3 .2  G le ic h b e h a n d lu n g s b e a u ft r a g t e  

Frau Birgit McColl nahm auch im Berichtszeitraum die Aufgaben der Gleichbehand-
lungsbeauftragten wahr. Neben der Projektassistenz für die Geschäftsleitung der 
Stadtwerke Lübbecke ist Frau McColl als Datenschutzkoordinatorin sowohl für die SWL 
als auch für die NGL tätig. 

Die Gleichbehandlungsbeauftragte ist jedem Mitarbeiter bekannt und bei Anwesenheit 
ständig persönlich, telefonisch oder per E-Mail zu erreichen.  

 

3.2.1. Schulung der Gleichbehandlungsbeauftragten 

Die Gleichbehandlungsbeauftragte nahm im Berichtszeitraum an folgender Informati-
onsveranstaltung des BDEW teil, an der auch ein Referent der BNetzA zugegen war. 

 

15.02.2022  Gleichbehandlungsmanagement 2022 (online) 

21./22.09.2022 Erfahrungsaustausch für GBB (online) 
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3.2.2. Beratung und Vortragsrecht 

Die Gleichbehandlungsbeauftragte hat aufgrund der Stellenzuordnung als Stabstelle 
der Geschäftsleitung der Stadtwerke Lübbecke ein direktes Vortragsrecht bei der Ge-
schäftsführung beider Unternehmen. Aktuelle Fragestellungen werden deshalb mög-
lichst zeitnah erörtert. Die Berichterstattung erfolgt überwiegend anlassbezogen. 

In den monatlichen Besprechungen der kaufmännischen Mitarbeiter der Stadtwerke 
Lübbecke gibt die Gleichbehandlungsbeauftragte Hinweise und Anregungen zum un-
bundlingkonformen Verhalten, Markenauftritt sowie zu aktuellen Gleichbehandlungs-
themen. An den Besprechungen nehmen in der Regel sowohl der Geschäftsführer als 
auch die kaufmännische Leiterin der Stadtwerke Lübbecke teil. 

Über die kaufmännischen Besprechungen werden Protokolle angefertigt und den Be-
teiligten zur Verfügung gestellt. 

Unregelmäßigkeiten bzw. Verstöße gegen das Gleichbehandlungsprogramm werden 
unverzüglich den Geschäftsführungen mitgeteilt und mit diesen erörtert. Verstöße ge-
gen das Gleichbehandlungsprogramm wurden im Berichtsjahr nicht festgestellt. 

 

3.2.3. Ansprechbarkeit für Mitarbeiter 

Die Gleichbehandlungsbeauftragte ist bei Anwesenheit jederzeit für Mitarbeiter an-
sprechbar. Die Ansprache erfolgt bei Bedarf persönlich, telefonisch oder auf elektroni-
schem Wege. Festgelegte Sprechzeiten gibt es nicht. 

 

Auch im Berichtszeitraum gab es verschiedene Fragen und Hinweise, die an die 
Gleichbehandlungsbeauftragte gerichtet wurden. 

Den Mitarbeitern ist bekannt, dass die Gleichbehandlungsbeauftragte das Recht der 
Einsichtnahme in alle Daten und Informationen hat. Ebenfalls ist den Mitarbeitern be-
wusst, dass die Gleichbehandlungsbeauftragte bei ihrer Aufgabenerfüllung durch alle 
Bereiche in den Unternehmen zu unterstützen ist.  

 

Beschwerden von Mitarbeitern sowie Hinweise auf mögliche Verstöße gegen das 
Gleichbehandlungsprogramm können der Gleichbehandlungsbeauftragten jederzeit 
mitgeteilt werden. Im Berichtszeitraum erfolgten keine Meldungen von Verstößen. 
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3 .3  S c h u lu n g s k o n z e p t  

3.3.1. Mitarbeiterschulung/-verpflichtung 

Bei Neueinstellungen wird die Gleichbehandlungsbeauftragte regelmäßig durch die 
Personalabteilung informiert. Die neuen Mitarbeiter werden von der Gleichbehand-
lungsbeauftragten auf das Gleichbehandlungsprogramm nebst Organisationsanwei-
sung geschult und verpflichtet. Auf die Wahrung der Vertraulichkeit im Umgang mit 
wirtschaftlich sensiblen und wirtschaftlich vorteilhaften Informationen und Daten gem. 
§ 6 a EnWG wird dabei im Speziellen hingewiesen. Bestätigt wird die Schulung eben-
falls durch eine Unterschrift der Mitarbeiter. In den Schulungen wird auf den Speicher-
ort des Gleichbehandlungsprogramms hingewiesen. Im Berichtsjahr wurden insgesamt 
6 Mitarbeiter am 03.06.2022 durch die Gleichbehandlungsbeauftragte geschult.  

 

3 .4 .  Üb e r w a c h u n g s k o n z e p t  

Das Überwachungskonzept besteht aus verschiedenen Bereichen: 

- Prüfung des Informationsmanagements 

- Projektbegleitung (Beratung von Projektgruppen) 

- Prozessanalyse (Prüfung von Prozessen mit Diskriminierungspotenzial) 

- Bearbeitung von Hinweisen 

 

Die Überwachung des Gleichbehandlungsprogramms erfolgt stichprobenartig und auf-
grund organisatorischer Änderungen und Anforderungen. Welche Maßnahmen durch-
geführt wurden, sind unter Punkt 2.3. aufgeführt.  
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4. Aus blick

Der Fokus liegt im Jahr 2023 auf weiteren Vorbereitungen für die anstehende Markt-
raumumstellung (MRU). Anfang des Jahres werden die RLM-Kunden mit einem Infor-
mationsbrief angeschrieben und Mitte des Jahres folgen die Tarifkunden. Neben der 
Einrichtung eines eigenen Beratungsbüros sowie der Erstellung von Informationsma-
terial soll eine Website freigeschaltet werden, auf der sich die Kunden zur MRU infor-
mieren können. 

Des Weiteren sind unbundlingkonforme Umsetzungen zu den Vorgaben für die Bewirt-
schaftung von Netzengpässen, die im Rahmen des Projektes Redispatch 2.0 zu reali-
sieren sind, sowie zu den weiteren Anforderungen, die sich aus der Abwicklung der 
„MaKo 2022" ergeben, zu erfüllen. 

In Zukunft kommen den sensiblen Netzkundeninformationen und wirtschaftlich vorteil-
haften Netzbetreiberinformationen immer größere Bedeutung zu. Die Kommunen sind 
beispielsweise aufgefordert, eine Wärmeplanung für ihre Gemeinden und Städte 
durchzuführen; dazu benötigen sie u. a. detaillierte Verbrauchswerte. Es ist notwendig 
hier einen rechts- und unbundlingkonformen Weg zur Datenbereitstellung zu finden.

Lübbecke, 31. März 2023 

__________________________
Birgit McColl
Gleichbehandlungsbeauftragte/ 
Datenschutzkoordinatorin

___________________________                            ___________________________
Markus Hannig      Michael Scherf
Geschäftsführer      Geschäftsführer
Stadtwerke Lübbecke GmbH    Netzgesellschaft Lübbecke mbH


